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L502 2131731-1/21E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Dr. Nikolas BRACHER als Einzelrichter Gber die Beschwerde des
XXXX , geb. XXXX , StA. Irak, vertreten durch ARGE-Rechtsberatung, gegen den Bescheid des Bundesamtes fur
Fremdenwesen und Asyl vom 15.07.2016, FZ. XXXX , nach Durchfiihrung einer miindlichen Verhandlung am 05.04.2019
zu Recht erkannt:

A)

1. Die Beschwerde wird als unbegriindet abgewiesen.

2. Die Antrage auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung der Beschwerde sowie auf Erteilung eines
Aufenthaltstitels aus bertcksichtigungswurdigen Grinden werden zurtickgewiesen.
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B)

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.
Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

l. Verfahrensgang:

1. Der Beschwerdefiihrer (BF) stellte nach illegaler Einreise in das Bundesgebiet am 26.09.2015 vor Organen des

offentlichen Sicherheitsdienstes einen Antrag auf internationalen Schutz.

2. Am 27.09.2015 erfolgte seine Erstbefragung, in der Folge wurde das Verfahren zugelassen und an der

Regionaldirektion NO, AuRenstelle Wr. Neustadt, des Bundesamtes fiir Fremdenwesen und Asyl (BFA) fortgefihrt.
3. Am 14.07.2016 wurde er vor dem BFA zu seinem Antrag auf internationalen Schutz einvernommen.
Dabei legte er seinen Staatsburgerschaftsnachweis und seinen Personalausweis als Beweismittel vor (vgl. AS 81 - 87).

4. Mit dem im Spruch genannten Bescheid der belangten Behérde vom 15.07.2016 wurde der Antrag des BF auf
internationalen Schutz bezlglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemal3 8 3 Abs. 1 AsylG abgewiesen
(Spruchpunkt I.). Gemaf § 8 Abs. 1 AsylG wurde der Antrag auch hinsichtlich der Zuerkennung des Status des subsidiar
Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Irak abgewiesen (Spruchpunkt Il.). Ein Aufenthaltstitel aus
bericksichtigungswirdigen Grinden wurde ihm gemal3 8 57 AsylG nicht erteilt. GemaR8 10 Abs. 1 Z 3 AsylG iVm 8 9
BFA-VG wurde gegen ihn eine Ruckkehrentscheidung gemal38 52 Abs. 2 Z 2 FPG erlassen und gemaR § 52 Abs. 9 FPG
festgestellt, dass seine Abschiebung in den Irak gemal? 8 46 FPG zuldssig ist (Spruchpunkt Ill.). GemaR § 55 Abs. 1 bis 3
FPG wurde ihm eine Frist von 14 Tagen ab Rechtskraft der Ruckkehrentscheidung fur die freiwillige Ausreise gewahrt
(Spruchpunkt IV.).

5. Mit Verfahrensanordnung des BFA vom gleichen Tag wurde dem BF von Amts wegen gemafR§ 52 BFA-VG ein
Rechtsberater fur das Beschwerdeverfahren beigegeben.

6. Gegen den ihm durch Hinterlegung beim Postamt mit Wirksamkeit vom 20.07.2016 zugestellten Bescheid wurde mit
Schriftsatz seines vormaligen Vertreters vom 28.07.2016 in vollem Umfang Beschwerde erhoben.

Unter einem wurden Antrage auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung der Beschwerde sowie auf Erteilung eines
Aufenthaltstitels aus berucksichtigungswirdigen Grinden gestellt.

7. Mit 04.08.2016 langte die Beschwerdevorlage des BFA beim Bundesverwaltungsgericht (BVwG) ein und wurde das
gg. Beschwerdeverfahren der nun zur Entscheidung berufenen Abteilung des Gerichts zugewiesen.

8. Mit 15.12.2016 langte eine Beschwerdeerganzung des BF beim BVwG ein.
9. Mit 14.02.2018 langte eine Bevollmachtigungsanzeige der aktuellen Vertretung beim BVwG ein.

10. Das BVwG fuhrte am 05.04.2019 eine mundliche Verhandlung in der Sache des BF in dessen Anwesenheit und der
eines Vertreters durch.

Der BF legte weitere Beweismittel vor, das Gericht fuhrte landerkundliche Informationen in das Verfahren ein.
11. Am 26.09.2019 langte beim BVwG eine Einstellungszusage zugunsten des BF ein.

12. Das BVwWG erstellte aktuelle Ausziige aus den Datenbanken der Grundversorgungsinformation, des Zentralen

Melde- sowie des Strafregisters.
Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

1.1. Der Beschwerdeflihrer, dessen Identitat feststeht, ist irakischer Staatsangehoriger, Angehoriger der arabischen

Volksgruppe, Moslem der schiitischen Glaubensgemeinschaft und verheiratet.

Er stammt aus der Kleinstadt XXXX im Landkreis XXXX in der irakischen Provinz XXXX , wo er zwischen 1981 und 1991

die Grund- und die Mittelschule besuchte und bei seiner Herkunftsfamilie aufwuchs.
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Sein Vater betrieb in XXXX ein familieneigenes Restaurant, das nach seinem Tod von seinen S6hnen weitergefuhrt
wurde. In diesem Restaurant war auch der BF als Koch beschaftigt. Zwischenzeitig leistete er fUr drei Jahre seinen
Militérdienst in der irakischen Armee als einfacher Soldat.

Die Eltern des BF sind bereits verstorben. Im Irak leben noch seine vier Brider und vier Schwestern sowie seine Gattin
und vier S6hne sowie zwei Tochter aus dieser Ehe im Alter von aktuell 20 bis 25 Jahren. Gattin und Kinder leben bei
einer Schwester seiner Gattin in der Provinz XXXX auf einem landwirtschaftlichen Anwesen deren Familie. Er steht mit
Gattin und Kinder in regelmaRigem Kontakt.

Er verlie3 am 17.09.2015 ausgehend von XXXX Uber Bagdad auf dem Luftweg den Irak in die Tlrkei und reiste von dort
schlepperunterstitzt Gber Griechenland und den Balkan bis Osterreich, wo er nach illegaler Einreise am 26.09.2015

einen Antrag auf internationalen Schutz stellte und sich seither aufhalt.

1.2. Der BF bezieht seit der Einreise bis dato Leistungen der staatlichen Grundversorgung flr Asylwerber und bewohnt

aktuell gemeinsam mit einem Mitbewohner eine gemietete private Unterkunft.

Er ging bisher in Osterreich noch keiner sozialversicherungspflichtigen Beschéftigung nach. Er erhielt eine
Einstellungszusage einer Reinigungsfirma fir eine Beschaftigung in unbestimmtem Ausmal3 fur den Fall eines legalen

Aufenthalts im Bundesgebiet.
Er pflegt normale soziale Kontakte.
Er leidet an keinen gravierenden oder gar lebensbedrohlichen Erkrankungen und ist voll erwerbsfahig.

Er spricht Arabisch auf muttersprachlichem Niveau und verfiigt Gber Grundkenntnisse der deutschen Sprache fir den
Alltagsgebrauch. Er besuchte bisher keine Kurse fiur die deutsche Sprache, sondern betreibt seinen Spracherwerb im

Selbststudium und im Rahmen von Konversationstreffen mit Freiwilligen in einem "Sprachkaffee".
Er ist bis dato in Osterreich strafgerichtlich unbescholten.

1.3. Es war nicht feststellbar, dass der BF vor seiner Ausreise aus dem Irak einer individuellen Verfolgung durch
Angehdrige einer schiitischen Miliz ausgesetzt war oder bei einer Riickkehr der Gefahr einer solchen ausgesetzt ware.

1.4. Es war nicht feststellbar, dass er bei einer Rickkehr in den Irak aus sonstigen individuellen Griinden oder aufgrund
der allgemeinen Lage vor Ort einer mafgeblichen Gefahrdung ausgesetzt ist oder dort keine hinreichende
Existenzgrundlage vorfindet.

1.5. Die allgemeine Sicherheitslage im Irak war seit Oktober 2016 von bewaffneten Auseinandersetzungen zwischen
den irakischen Sicherheitskraften und ihren Verblndeten, im Genaueren nichtstaatlichen bewaffneten Milizen, den
sogen. Peshmerga der kurdischen Regionalregierung sowie auslandischen Militarkraften, auf der einen Seite und den
bewaffneten Milizen der Terrororganisation Islamischer Staat (IS) auf der anderen Seite um die Kontrolle der - im
Zentrum des seit Sommer 2014 bestehenden Machtbereichs des IS gelegenen - Hauptstadt Mosul der Provinz Ninava
gekennzeichnet. Diesen Kampfen ging die sukzessive Zurtickdrangung des IS aus den zuvor ebenfalls von ihm
kontrollierten Gebieten innerhalb der Provinzen Anbar, Diyala und Salah al-Din im Zentral- und Sudirak voraus. Die
kriegerischen Ereignisse im Irak seit 2014 brachten umfangreiche Flichtlingsbewegungen aus den umkampften
Gebieten in andere Landesteile sowie umgekehrt Rickkehrbewegungen in befreite Landesteile mit sich. Zahlreiche
nationale und internationale Hilfsorganisationen unter der Agide des UNHCR versorgen diese Binnenvertriebenen in
Lagern und Durchgangszentren, mit Schwerpunkten in den drei Provinzen der kurdischen Autonomieregion des
Nordiraks, in sowie um Bagdad sowie im Umkreis von Kirkuk, im Hinblick auf ihre elementaren Lebensbedurfnisse
sowie deren Dokumentation und Relokation, ein geringer Anteil der Vertriebenen sorgt fur sich selbst in gemieteten
Unterklnften und bei Verwandten und Bekannten. Vor dem Hintergrund einer langfristigen Tendenz unter den
Binnenvertriebenen zur Ruckkehr in ihre Herkunftsgebiete waren mit April 2019 noch ca. 1,665 Mio. (seit 2014)
Binnenvertriebene innerhalb des Iraks registriert, diesen standen wiederum ca. 4,266 Mio. Zuruckgekehrte gegentber.
(IOM Iraq, DTM - Displacement Tracking Matrix, Round 109, April 2019)

Nachdem es den irakischen Sicherheitskraften (ISF) gemeinsam mit schiitischen Milizen, den sogen. Popular
Mobilisation Forces (PMF), sowie mit Unterstitzung alliierter auslandischer Militdrkrafte im Laufe des Jahres 2016
gelungen war, die Einheiten der Terrororganisation Islamischer Staat (IS) sowohl aus den von ihr besetzten Teilen der
stidwestlichen Provinz Al Anbar bzw. deren Metropolen Fallouja und Ramadi als auch aus den nérdlich an Bagdad



anschlieBenden Provinzen Diyala und Salah al Din zu verdrangen, beschrankte sich dessen Herrschaftsgebiet in der
Folge auf den Sitz seiner irakischen Kommandozentrale bzw. seines "Kalifats" in der Stadt Mosul, Provinz Ninava, sowie
deren Umgebung bis hin zur irakisch-syrischen Grenze westlich von Mosul. Ab November 2016 wurden sukzessive die
Umgebung von Mosul sowie der Ostteil der Stadt bis zum Ufer des Tigris wieder unter die Kontrolle staatlicher
Sicherheitskrafte gebracht, im Westteil wurde der IS von den irakischen Sicherheitskraften und ihren Verblndeten, die
aus dem Suden, Norden und Westen in das Zentrum der Stadt vordrangen, in der Altstadt von Mosul eingekesselt. Der
IS wiederum versuchte parallel zu diesen Geschehnissen durch vereinzelte Selbstmordanschlédge in Bagdad und
anderen Stadten im Sud- sowie Zentralirak seine wenn auch mittlerweile stark eingeschrankte Fahigkeit, die
allgemeine Sicherheitslage zu destabilisieren, zu demonstrieren. Anfang Juli 2017 erklarte der irakische Premier Abadi
Mosul fir vom IS befreit. In der Folge wurden auch frihere Bastionen des IS westlich von Mosul in Richtung der
irakisch-syrischen Grenze wie die Stadt Tel Afar durch die Militarallianz vom IS zurlickerobert. Zuletzt richteten sich die
Operationen der Militérallianz gegen den IS auf letzte Uberreste seines frilheren Herrschaftsgebiets im &uRersten
Westen der Provinz Anbar sowie eine Enklave um Hawija stdwestlich von Kirkuk. Mit Beginn des Dezember 2017
muBte der IS seine letzten territorialen Anspriche innerhalb des Iraks aufgeben, am 01.12.2017 erklarte Premier Abadi
den gesamtem Irak fir vom IS befreit. In der Region von Hawija und in Gebirgsgegenden der Provinzen Diyala, Salah al-
Din und Kirkuk sollen sich noch vereinzelt Kdmpfergruppen des IS versteckt halten.

Im gesamten Irak erreichte, nach einer Statistik der UN-Mission fur den Irak (UNAMI) vom Janner 2019, die Zahl der
Todesopfer und Verletzten im Zusammenhang mit Terroraktivitdten und sonstigen gewaltsamen Konflikten im
Dezember 2018 den niedrigsten Stand seit 2015 (vgl. Juli 2015: 844 Todesopfer; Dezember 2018: 32 Tote). Im 3. Quartal
2018 wurden fiir den Raum Bagdad insgesamt 56 gewaltsame Konfliktvorfalle mit insgesamt 33 Todesopfern, fur die
Provinz Qadisiyah 7 Vorfalle mit 1 Todesopfer und die Provinz Wasit 6 Vorfalle mit 1 Todesopfer registriert (ACCORD,
12.11.2018, ACLED_Armed Conflict Location & Event Data Project; EASO_COI Report_lrag_Security Situation_ March
2019).

2. Beweiswurdigung:

2.1. Beweis erhoben wurde im gegenstandlichen Beschwerdeverfahren durch Einsichtnahme in den Verfahrensakt des
BFA unter zentraler Bertlicksichtigung der niederschriftlichen Angaben des BF, des bekdmpften Bescheides und des
Beschwerdeschriftsatzes sowie der vom BF vorgelegten Beweismittel, die Durchfihrung einer mundlichen
Verhandlung, die Einsichtnahme in vom BVwG beigeschaffte landerkundliche Informationen sowie die Einholung von
Auskinften des Zentralen Melderegisters, des Strafregisters und des Grundversorgungsdatensystems den BF
betreffend.

2.2. ldentitat und Staatsangehdrigkeit, ethnische und religidse Zugehdorigkeit des BF waren anhand seiner personlichen
Angaben in Verbindung mit den von ihm vorgelegten Identitdtsnachweisen feststellbar.

Die Feststellungen zu den Sprachkenntnissen des BF, zu seinen friheren Lebensumstdanden in der Heimat, zum
Reiseverlauf zwischen dem Irak und Osterreich, zu seinen aktuellen Lebensumstinden sowie denen seiner
Verwandten, zu seinen Integrationsbemiihungen, seinem Gesundheitszustand und seiner strafgerichtlichen
Unbescholtenheit in Osterreich stiitzen sich auf seine persénlichen Angaben vor dem BFA und dem BVwG sowie den
vom BVwG eingeholten Informationen der genannten Datenbanken.

2.3. Zur Feststellung fehlender individueller Verfolgung des BF im Herkunftsstaat vor seiner Ausreise und fehlender
Gefahr einer solchen pro futuro gelangte das erkennende Gericht aufgrund folgender Erwagungen:

2.3.1. In seiner Erstbefragung gab er zu seinen Ausreisegriinden befragt an, es gebe an seinem Wohnort Konflikte
zwischen (nicht ndher genannten) bewaffneten Einheiten um die Macht ebendort. Er wolle jedoch in diese nicht
involviert und "in keine Partei gezwungen" werden, sondern ein normales friedliches Leben als Koch fuhren. Als Schiit
muUBte er auch gegen Sunniten kdmpfen, auch das wolle er nicht. Bei einer Ruckkehr fiirchte er zwangsrekrutiert zu
werden und an Kdmpfen teilnehmen zu muissen. AuRBerdem wirde er als Deserteur angesehen werden.

In seiner Einvernahme flhrte er aus, dass Gaste jenes Restaurants, in dem er beschaftigt war, erzahlt hatten, sie
sollten "im Stiden des Iraks kdmpfen". Er habe ihnen davon abgeraten. Zwei dieser Gaste hatten davon einem Scheich
erzahlt, der ihn dann zu sich bestellt und ihm aufgetragen habe "im Suden" an einer bewaffneten Mission
teilzunehmen. Deshalb habe er sich in die Provinz XXXX begeben und sei er dort bis zur Ausreise untergetaucht. Zwei
Personen aus seiner Heimat, die sich nicht an dieser Mission beteiligen wollten, seien dem Horensagen nach entfiihrt



oder getotet worden.

Die belangte Behorde erachtete dieses Vorbringen nicht als glaubhaft, weil es in sich widerspruchlich und unplausibel

gewesen sei.
In der Beschwerde fanden sich keine weiteren Angaben zum Sachverhalt.

2.3.2. In der mundlichen Verhandlung vor dem BVwG wurde der BF u.a. zu den aktuellen Lebensumstanden von Gattin
und Kindern befragt und legte er dazu dar, dass sich diese bei seiner Schwagerin auf deren Anwesen in der Provinz
XXXX aufhalten. Auf die Frage, wie lange dies schon der Fall sei, meinte er, sie seien vor ungeféhr sechs Jahren dort
hingezogen, sohin also im Jahr 2013. Auf Nachfrage hin fuhrte er jedoch im Gegensatz dazu weiter aus, dass zuerst er
selbst dort hingezogen sei, und zwar ca. 2 Wochen vor seiner Ausreise, die wiederum laut Erstbefragungsprotokoll im
September 2015 erfolgte, und seine Angehdrigen erst nachgekommen seien, als er den Irak schon verlassen hatte.
Schon diese divergierenden Aussagen waren offenkundig nicht miteinander in Einklang zu bringen. Wiederum in
Widerspruch zu alledem hatte er in seiner erstinstanzlichen Einvernahme vermeint, er sei im Juli 2015 von einem
Scheich aufgefordert worden sich einer militarischen Mission anzuschliel3en, woraufhin er sich in XXXX versteckt habe,

ehe er dann im September ausgereist sei, was eine neuerlich abweichende Version der Geschehnisse darstellte.

Dass er daruber hinaus vor dem BFA wie auch vor dem BVwG jeweils behauptete, er sei ausgehend von XXXX , wo er
sich versteckt habe, aus dem lIrak geflichtet, war nicht in Einklang zu bringen mit der zweimaligen Aussage in der

Erstbefragung, dass er die Ausreise ausgehend von seiner friheren Wohnadresse in XXXX angetreten habe.

2.3.3. Das BFA hielt die Behauptung des BF, er sollte von einer Miliz zwangsrekrutiert werden, per se nicht far
glaubhaft.

Vorweg ist hierzu anzumerken, dass er in der Erstbefragung zwei verschiedene Szenarien angesprochen hatte, namlich
zum einen Auseinandersetzungen zwischen Gruppierungen in seiner friheren Wohngegend um die Macht ebendort,
in die er nicht involviert werden wollte, und zum anderen - pauschal - Kdmpfe zwischen Schiiten und Sunniten. Das
erstgenannte Szenario spielte jedoch in seiner nachfolgenden Einvernahme ebenso wie vor dem BVwG keine Rolle

mehr, weshalb es letztlich als nicht entscheidungswesentlich auBer Acht zu lassen war.

Das zweitgenannte Szenario war in der Erstbefragung noch véllig unklar geblieben, zumal sich dort nicht einmal ein
ungefahrer Hinweis darauf fand, welche Kampfe zwischen Schiiten und Sunniten Uberhaupt gemeint waren. In der
nachfolgenden Einvernahme verwies er sodann auf Kampfe "im Suden des Iraks", ndhere Angaben blieben jedoch
wiederum aus. Zu Recht stellte die belangte Behorde daher darauf ab, dass nicht nachvollziehbar wurde, welche
Kéampfe der BF denn ansprechen wollte, nicht zuletzt deshalb, weil auch aus Sicht des BVwG gerade der Suden des
Landes fast ausschlieBlich von Schiiten bewohnt wird.

In der Beschwerdeverhandlung vermeinte er wiederum, er hatte bei Kdmpfen gegen Sunniten "im Westen und Norden
des Iraks" teilnehmen sollen. Diese Version stand insoweit jedoch nicht nur in Widerspruch zur vorherigen Darstellung,
sondern war neuerlich per se so vage, dass es nicht als substantiiertes Vorbringen anzusehen und insoweit auch nicht
nachvollziehbar war.

Die von ihm dazu vorgelegten Propagandafotos von Milizangehdrigen, die er dem BVwG als Beweis fur derlei
Auseinandersetzungen anbot und die ihm von Freunden aus der Heimat nachgesandt worden waren, konnten ebenso
nicht vermitteln, fir welche Kampfe er selbst rekrutiert werden sollte. Auch die landerkundlichen Hinweise in seiner
Beschwerdeerganzung zu verschiedenen schiitischen Milizen im Irak waren nur von allgemeiner Natur und
vermochten als solche nicht den fehlenden Tatsachengehalt im persoénlichen Vorbringen des BF Uber eine behaupteter
Weise ihm selbst drohende Rekrutierung bzw. Sanktionierung seiner Verweigerung einer Teilnahme an
Kampfhandlungen zu ersetzen.

Der belangten Behdrde war zuletzt auch dahingehend beizutreten, als sie die Fluchtgrinde des BF auch deshalb fur
nicht plausibel hielt, weil er zwar sich selbst einer angeblichen Rekrutierung entziehen wollte, aber seine bereits
erwachsenen Soéhne in dieser potentiellen Gefahr zuricklieB. In diesem Zusammenhang vermeinte er zwar auf
Nachfrage in der Beschwerdeverhandlung, seine Gattin habe seine S6hne dieser Gefahr entzogen, indem sie mit ihnen
nach XXXX Ubersiedelt sei. Weshalb er selbst dann nicht in XXXX bleiben konnte um - sofern man diese Behauptungen
hier als wahr unterstellt - den Ereignissen in seiner engeren Heimat zu entgehen, erhellte aber auch fiir das BYwG
nicht.



2.3.4. In einer Gesamtsicht dessen war das Vorbringen des BF zu seinen Ausreisegrinden bis zuletzt grob
widerspruchlich sowie nicht plausibel und gelangte das erkennende Gericht daher zum Ergebnis, dass sich das von
ihm behauptete Bedrohungsszenario vor seiner Ausreise ausgehend von Angehdrigen schiitischer Milizen als nicht den
Tatsachen entsprechend, sondern als bloRBes gedankliches Konstrukt darstellte und sohin nicht glaubhaft war.

2.3.5. Im Lichte dessen gelangte das BVwG folgerichtig auch zur Feststellung fehlender Verfolgungsgefahr im Falle
einer Ruckkehr aus den von ihm behaupteten Griinden.

2.4. Die Annahme, dass der BF bei einer Rickkehr auch insoweit keiner maf3geblichen Gefahrdung ausgesetzt ware, als
er etwa in wirtschaftlicher Hinsicht in eine existenzbedrohende Notlage geraten wurde, stltzt sich darauf, dass es sich
bei ihm um einen weiterhin arbeitsfahigen Mann handelt. Dass sich in seiner engeren Heimat bei einer Ruckkehr fur
ihn auch neuerlich eine Unterkunftsmoglichkeit findet, war im Lichte dessen sowie des Umstands, dass sich seine
Angehorigen bis dato dort aufhalten und seiner Schilderung nach unter keinen prekaren Lebensbedingungen leiden,
ebenso als mal3geblich wahrscheinlich anzusehen. Die Moglichkeit verwandtschaftlicher Unterstutzung zumindest in

grundsatzlicher Weise stiinde ihm angesichts entsprechender Anknlpfungspunkte ebenfalls zur Verfugung.

2.5. Die landerkundlichen Feststellungen des Gerichts stiitzen sich auf seine Kenntnis von der notorischen allgemeinen
Lage im Irak sowie den Inhalt der zuletzt von ihm eingesehenen und oben genannten aktuellen landerkundlichen

Informationen.

Die allgemeine Sicherheitslage im Irak war im Lichte dessen nicht dergestalt einzuschatzen, dass schon mit der bloRen
Anwesenheit fir jeden Zuruckkehrenden das reale Risiko verbunden ware, Opfer eines Terroranschlags oder sonstiger

gewaltsamer Auseinandersetzungen zu werden.

Als notorisch war anzusehen, dass im Irak aktuell kein landesweiter bewaffneter Konflikt ausgetragen wird, der eine

gravierende Gefahrdung indizieren wurde.
3. Rechtliche Beurteilung:

Mit Art. 129 B-VG idFBGBI. | 51/2012 wurde ein als Bundesverwaltungsgericht (BVwG) zu bezeichnendes

Verwaltungsgericht des Bundes eingerichtet.

Gemall Art. 130 Abs. 1 Z. 1 B-VG erkennt das BVwG Uuber Beschwerden gegen einen Bescheid einer

Verwaltungsbehorde wegen Rechtswidrigkeit.

GemaB Art. 131 Abs. 2 B-VG erkennt das BVwG tber Beschwerden gemdl3 Art. 130 Abs. 1 in Rechtssachen in den

Angelegenheiten der Vollziehung des Bundes, die unmittelbar von Bundesbehérden besorgt werden.

Gemald Art. 132 Abs. 1 Z. 1 B-VG kann gegen einen Bescheid einer Verwaltungsbehérde wegen Rechtswidrigkeit

Beschwerde erheben, wer durch den Bescheid in seinen Rechten verletzt zu sein behauptet.

Gemal Art. 135 Abs. 1 B-VG iVm § 6 des Bundesverwaltungsgerichtsgesetzes (BVWGG) idFBGBI | 10/2013 entscheidet
das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung

durch Senate vorgesehen ist.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichts ist durch das Bundesgesetz Uber das
Verfahren der Verwaltungsgerichte (Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz - VwGVG), BGBI. | 33/2013 idFBGBI |
122/2013, geregelt (8 1 leg.cit). GemaRR8 58 Abs 2 VwGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.

Gemalk § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG,BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal3 anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.

Gemal} § 27 VwGVG hat das Verwaltungsgericht, soweit es nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzustandigkeit der Behdrde
gegeben findet, den angefochtenen Bescheid, die angefochtene Austbung unmittelbarer verwaltungsbehdérdlicher
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Befehls- und Zwangsgewalt und die angefochtene Weisung auf Grund der Beschwerde (8 9 Abs. 1 Z 3 und 4) oder auf
Grund der Erklarung tber den Umfang der Anfechtung (8 9 Abs. 3) zu Uberprufen.

GemaR § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die
Beschwerde nicht zurtickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist.

GemalR § 28 Abs. 2 VWGVG hat Uber Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 Z1 B-VG das Verwaltungsgericht dann in der
Sache selbst zu entscheiden, 1. wenn der mal3gebliche Sachverhalt feststeht oder 2. die Feststellung des mal3geblichen
Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen
Kostenersparnis verbunden ist.

Mit Datum 1.1.2006 ist das Bundesgesetz Uber die Gewahrung von Asyl in Kraft getreten (AsylG 2005)BGBI. | Nr.
100/2005, zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 56/2018.

Mit dem BFA-Einrichtungsgesetz (BFA-G) idF BGBI. | Nr. 68/2013, in Kraft getreten mit 1.1.2014, wurde das Bundesamt
far Fremdenwesen und Asyl (BFA) als Rechtsnachfolger des vormaligen Bundesasylamtes eingerichtet. Gemal3 § 3 Abs.
1 BFA-VG obliegt dem BFA u.a. die Vollziehung des BFA-VG und des AsylG 2005 idgF.

GemalR 8 7 Abs. 1 Z. 1 BFA-VG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht Uber Beschwerden gegen Bescheides des
Bundesamtes.

Zu A)

1.1. Gemal’ § 3 Abs. 1 AsylG hat die Behdrde einem Fremden, der einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat,
den Status des Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne
des Art. 1 Abschnitt A Z. 2 GFK droht. Dartber hinaus darf keiner der in § 6 Abs. 1 AsylG genannten Ausschlussgrinde
vorliegen, andernfalls der Antrag auf internationalen Schutz in Bezug auf die Zuerkennung des Status des
Asylberechtigten ohne weitere Prifung abgewiesen werden kann.

Nach Art. 1 Abschnitt A Z. 2 GFK ist Flichtling, wer sich aus wohlbegrindeter Furcht, aus Griinden der Rasse, Religion,
Nationalitat, Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung verfolgt zu werden,
auBerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich
des Schutzes dieses Landes zu bedienen.

Gemal § 3 Abs. 2 AsylG kann die Verfolgung auch auf Ereignissen beruhen, die eingetreten sind, nachdem der Fremde
seinen Herkunftsstaat verlassen hat (objektive Nachfluchtgrinde) oder auf Aktivitditen des Fremden beruhen, die
dieser seit Verlassen des Herkunftsstaates gesetzt hat, die insbesondere Ausdruck und Fortsetzung einer bereits im
Herkunftsstaat bestehenden Uberzeugung sind (subjektive Nachfluchtgriinde).

Im Hinblick auf die Neufassung des§ 3 AsylG 2005 im Vergleich zu8 7 AsylG 1997 wird festgehalten, dass die bisherige
hochstgerichtliche Judikatur zu den Kriterien fir die Asylgewahrung in Anbetracht der identen Festlegung, dass als
Malstab die Feststellung einer Verfolgung iSd Art. 1 Abschnitt A Z. 2 GFK gilt, nunmehr grundsatzlich auch auf § 3 Abs.
1 AsylG 2005 anzuwenden ist.

Zentraler Aspekt der in Art. 1 Abschnitt A Z. 2 GFK definierten Verfolgung im Herkunftsstaat ist die wohlbegriindete
Furcht vor Verfolgung (vgl. VWGH 22.12.1999, ZI. 99/01/0334). Eine Furcht kann nur dann wohlbegriindet sein, wenn sie
im Licht der speziellen Situation des Asylwerbers unter Berlcksichtigung der Verhéltnisse im Verfolgerstaat objektiv
nachvollziehbar ist. Unter Verfolgung ist ein ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensitat in die zu schitzende
persoénliche Sphare des Einzelnen zu verstehen. Erhebliche Intensitat liegt vor, wenn der Eingriff geeignet ist, die
Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates zu begrinden (vgl. VwGH 21.09.2000, ZI.
2000/20/0241; VwGH 14.11.1999, ZI.99/01/0280). Die Verfolgungsgefahr steht mit der wohlbegrindeten Furcht in
engstem Zusammenhang und ist Bezugspunkt der wohlbegriindeten Furcht. Eine Verfolgungsgefahr ist dann
anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit einer maf3geblichen Wahrscheinlichkeit droht, die entfernte Moglichkeit einer
Verfolgung genlgt nicht (vgl. VWGH 19.04.2001, ZI. 99/20/0273; VwGH 22.12.1999, ZI.99/01/0334). Relevant kann
dartber hinaus nur eine aktuelle Verfolgungsgefahr sein; sie muss bei Bescheiderlassung vorliegen, auf diesen
Zeitpunkt hat die der Asylentscheidung immanente Prognose abzustellen, ob der Asylwerber mit maRgeblicher
Wahrscheinlichkeit Verfolgung aus den in Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK genannten Grinden zu beflrchten habe (vgl.
VWGH 19.10.2000, ZI. 98/20/0233; VWGH 09.03.1999, ZI.98/01/0318).
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1.2. Die vom BF behauptete Ruckkehrgefahrdung im Irak war nicht als glaubhaft anzusehen.

Die belangte Behérde kam daher zu Recht zum Ergebnis, dass dieser nicht in der Lage war mit seinem Vorbringen
glaubhaft darzulegen, dass er der Gefahr einer individuellen Verfolgung im Herkunftsstaat fr den Fall der Ruckkehr
ausgesetzt ware.

1.3. Die Beschwerde gegen Spruchpunkt | des angefochtenen Bescheides war daher als unbegrindet abzuweisen.

2.1. GemdaR § 8 Abs. 1 AsylG 2005 ist einem Fremden, der in Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt
hat, wenn dieser in Bezug auf die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten abgewiesen wird (Z 1), oder dem der
Status des Asylberechtigten aberkannt worden ist (Z 2), der Status des subsidiar Schutzberechtigten zuzuerkennen,
wenn eine Zuruckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat eine reale
Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten
wirde oder fur ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willktrlicher

Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wiirde.

Gemal 8 8 Abs. 2 AsylG 2005 ist die Entscheidung tber die Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten
nach Abs. 1 mit der abweisenden Entscheidung nach 8 3 oder der Aberkennung des Status des Asylberechtigten nach §

7 zu verbinden.

Gemal § 8 Abs. 3 AsylG 2005 sind Antrage auf internationalen Schutz bezlglich der Zuerkennung des Status des

subsidiar Schutzberechtigten abzuweisen, wenn eine innerstaatliche Fluchtalternative im Sinne des § 11 offen steht.

2.2. Zu den Kriterien fur die allféllige Zuerkennung von subsididrem Schutz hat sich der Verwaltungsgerichtshof zuletzt
in seinem Erkenntnis vom 26.06.2019, Ra 2019/20/0050 bis 0053-10, unter Bezugnahme auf seine vorgehende

Judikatur in grundsatzlicher Weise gedul3ert.

Hatte er zuvor in seinem Erkenntnis vom 6. November 2018, Ra 2018/01/0106, naher dargelegt, dass der Gesetzgeber
mit der Bestimmung des8& 8 Abs. 1 AsylG 2005 die unionsrechtlichen Vorgaben der Richtlinie 2011/95/EU des
Europdischen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 2011 Uber Normen fir die Anerkennung von
Drittstaatsangehorigen oder Staatenlosen als Personen mit Anspruch auf internationalen Schutz, fur einen
einheitlichen Status fur Flichtlinge oder fir Personen mit Anrecht auf subsididren Schutz und fur den Inhalt des zu
gewahrenden Schutzes (im Weiteren kurz: StatusRL) betreffend den Status des subsididr Schutzberechtigten im Sinn
der Auslegung der Bestimmung des Art. 15 lit. b iVm Art. 3 StatusRL entgegen der Rechtsprechung des Gerichtshofes
der Europaischen Union (EuGH) und somit fehlerhaft umgesetzt hat (siehe Rn. 45 der Entscheidungsgriinde dieses
Erkenntnisses), und in diesem Erkenntnis auch darauf verwiesen, dass zur Erfillung dieser Verpflichtung es der
Grundsatz der unionskonformen Auslegung von den mit der Auslegung des nationalen Rechts betrauten nationalen
Gerichten verlangt, unter Berulcksichtigung des gesamten innerstaatlichen Rechts und unter Anwendung der dort
anerkannten Auslegungsmethoden alles zu tun, was in ihrer Zustandigkeit liegt, um die volle Wirksamkeit des
Unionsrechts zu gewahrleisten und zu einem Ergebnis zu gelangen, das mit dem vom Unionsrecht verfolgten Ziel im
Einklang steht, so stellte er dem gegenulber, dass die Verpflichtung des nationalen Richters, bei der Auslegung und
Anwendung der einschlagigen Vorschriften des innerstaatlichen Rechts den Inhalt des Unionsrechts heranzuziehen,
ihre Schranken in den allgemeinen Rechtsgrundsatzen findet und nicht als Grundlage fur eine Auslegung contra legem
des nationalen Rechts dienen darf (Rn. 47 ff. der Entscheidungsgriinde).

Im zitierten Erkenntnis Ra 2018/01/0106 hat der VWGH sodann die Frage, ob8 8 Abs. 1 AsylG 2005 einer dem
Unionsrecht (im Sinn der zu Art. 15 StatusRL ergangenen Rechtsprechung des EuGH) Gentige tuenden Auslegung
zuganglich ist, ausdrucklich dahingestellt gelassen (Rn. 60 der Entscheidungsgriinde). Auch im Beschluss vom 21.
November 2018, Ra 2018/01/0461, wurde lediglich darauf hingewiesen, dass es der StatusRL widerspreche, einem
Fremden den Status des subsidiar Schutzberechtigten unabhéangig von einer Verursachung durch Akteure oder einer
Bedrohung in einem bewaffneten Konflikt im Herkunftsstaat zuzuerkennen.

Den genannten Entscheidungen war somit - ungeachtet des jeweils vorhandenen Hinweises auf die
Unionsrechtswidrigkeit des § 8 Abs. 1 AsylG 2005 - nicht zu entnehmen, dass der Verwaltungsgerichtshof damit seine
bisherige zum Umfang des Anwendungsbereiches des § 8 Abs. 1 AsylG 2005 ergangene Rechtsprechung als nicht mehr
beachtlich angesehen hatte.

Zwischenzeitig hat sich der Verwaltungsgerichtshof mit der Frage, ob in Bezug auf den Status des subsididren Schutzes
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eine unionsrechtskonforme Loésung gefunden werden kann (und allenfalls das Abgehen von der bisherigen
Rechtsprechung in Erwagung zu ziehen sein wird), in seinem Erkenntnis vom 21. Mai 2019, Ro 2019/19/0006,
beschaftigt. Er ist dort zum Ergebnis gelangt, dass eine Interpretation, mit der die Voraussetzungen der Zuerkennung
subsididren Schutzes nach 8 8 Abs. 1 AsylG 2005 mit dem in der Judikatur des EuGH dargelegten Verstandnis des
subsididren Schutzes nach der StatusRL in Ubereinstimmung gebracht wirde, die Grenzen der Auslegung nach den
innerstaatlichen Auslegungsregeln Gberschreiten und zu einer - unionsrechtlich nicht geforderten - Auslegung contra
legem fuhren wirde. Damit wirde der StatusRL zu Unrecht eine ihr im gegebenen Zusammenhang nicht zukommende
unmittelbare Wirkung zugeschrieben.

Infolge dessen ist an der bisherigen Rechtsprechung, wonach eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 und 3 EMRK
durch eine Zurlckweisung, Zurtickschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat - auch wenn
diese Gefahr nicht durch das Verhalten eines Dritten (Akteurs) bzw. die Bedrohungen in einem bewaffneten Konflikt
verursacht wird - die Zuerkennung subsidiaren Schutzes nach § 8 Abs. 1 AsylG 2005 begriinden kann, festzuhalten.

2.3. Nach der standigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist bei der Beurteilung einer moglichen
Verletzung des Art. 3 EMRK eine Einzelfallprifung vorzunehmen, in deren Rahmen konkrete und nachvollziehbare
Feststellungen zu der Frage zu treffen sind, ob einer Person im Fall der Ruckkehr in ihren Herkunftsstaat die reale
Gefahr ("real risk") einer gegen Art. 3 EMRK verstoBenden Behandlung droht. Es bedarf einer ganzheitlichen Bewertung
der moglichen Gefahren, die sich auf die persénliche Situation des Betroffenen in Relation zur allgemeinen
Menschenrechtslage im Zielstaat zu beziehen hat. Die AuBerlandesschaffung eines Fremden in den Herkunftsstaat
kann auch dann eine Verletzung von Art. 3 EMRK bedeuten, wenn der Betroffene dort keine Lebensgrundlage
vorfindet, also die GrundbedUrfnisse der menschlichen Existenz (bezogen auf den Einzelfall) nicht gedeckt werden
kdnnen. Eine solche Situation ist nur unter exzeptionellen Umstanden anzunehmen. Die bloRe Moglichkeit einer durch
die Lebensumstande bedingten Verletzung des Art. 3 EMRK reicht nicht aus. Vielmehr ist es zur Begriindung einer
drohenden Verletzung von Art. 3 EMRK notwendig, detailliert und konkret darzulegen, warum solche exzeptionellen
Umstande vorliegen.

Weiters hat der Verwaltungsgerichtshof in seiner Rechtsprechung festgehalten, dass, wenn im Herkunftsstaat eines
Asylwerbers eine prekare allgemeine Sicherheitslage herrscht, in der die Bevdlkerung durch Akte willkirlicher Gewalt
betroffen ist, stichhaltige Grinde fir die Annahme eines realen Risikos bzw. fur die ernsthafte Bedrohung von Leben
oder Unversehrtheit eines Asylwerbers bei Rickfliihrung in diesen Staat dann vorliegen, wenn diese Gewalt ein solches
Ausmald erreicht hat, dass es nicht bloB mdglich, sondern geradezu wahrscheinlich erscheint, dass auch der
betreffende Asylwerber tatsachlich Opfer eines solchen Gewaltaktes sein wird. Davon kann in einer Situation
allgemeiner Gewalt nur in sehr extremen Fallen ausgegangen werden, wenn schon die bloRe Anwesenheit einer
Person in der betroffenen Region Derartiges erwarten lasst. Davon abgesehen kdnnen nur besondere in der
personlichen Situation der oder des Betroffenen begriindete Umstande dazu fihren, dass gerade bei ihr oder ihm ein -
im Vergleich zur Bevolkerung des Herkunftsstaats im Allgemeinen - hdheres Risiko besteht, einer dem Art. 2 oder Art. 3
EMRK widersprechenden Behandlung ausgesetzt zu sein bzw. eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der
Unversehrtheit beflrchten zu mussen.

Eine schwierige Lebenssituation, insbesondere bei der Arbeitsplatz- und Wohnraumsuche sowie in wirtschaftlicher
Hinsicht, die ein Fremder im Fall der Rickkehr in sein Heimatland vorfinden wirde, reicht nach der Judikatur des
Verwaltungsgerichtshofes fir sich betrachtet nicht aus, um die Verletzung des nach Art. 3 EMRK geschutzten Rechts
mit mafRgeblicher Wahrscheinlichkeit annehmen zu koénnen oder um eine innerstaatliche Fluchtalternative zu
verneinen (vgl. zum Ganzen VwGH 27.5.2019, Ra 2019/14/0153, mit weiteren Nachweisen aus der Rechtsprechung).

Weiters hat nach der stéandigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes im Allgemeinen kein Fremder ein Recht,
in einem fremden Aufenthaltsstaat zu verbleiben, blof3 um dort medizinisch behandelt zu werden, und zwar selbst
dann nicht, wenn er an einer schweren Krankheit leidet. Dass die Behandlung im Zielland nicht gleichwertig, schwerer
zuganglich oder kostenintensiver ist, ist unerheblich, allerdings muss der Betroffene auch tatsachlich Zugang zur
notwendigen Behandlung haben, wobei die Kosten der Behandlung und Medikamente, das Bestehen eines sozialen
und familidaren Netzwerks und die fur den Zugang zur Versorgung zurlickzulegende Entfernung zu berUcksichtigen
sind. Nur bei Vorliegen auRergewdhnlicher Umstande fuhrt die Abschiebung zu einer Verletzung von Art. 3 EMRK.
Solche liegen jedenfalls vor, wenn ein lebensbedrohlich Erkrankter durch die Abschiebung einem realen Risiko
ausgesetzt wuirde, unter qualvollen Umstanden zu sterben, aber bereits auch dann, wenn stichhaltige Grinde
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dargelegt werden, dass eine schwerkranke Person mit einem realen Risiko konfrontiert wirde, wegen des Fehlens
angemessener Behandlung im Zielstaat der Abschiebung oder des fehlenden Zugangs zu einer solchen Behandlung
einer ernsten, raschen und unwiederbringlichen Verschlechterung ihres Gesundheitszustands ausgesetzt zu sein, die
zu intensivem Leiden oder einer erheblichen Verkirzung der Lebenserwartung fuhrt (vgl. VwGH 23.3.2017, Ra
2017/20/0038 bis 0040; 6.11.2018, Ra 2018/01/0106, jeweils mwN).

2.4. Aus dem oben festgestellten Sachverhalt ergab sich nicht, dass die Voraussetzungen flr die Zuerkennung des
Status des subsididr Schutzberechtigten gemaf3 8 8 Abs. 1 AsylG 2005 vorliegen:

Stichhaltige Hinweise darauf, dass der BF im Fall der Ruckkehr in seinen Herkunftsstaat Folter, einer erniedrigenden
oder unmenschlichen Behandlung oder Strafe ausgesetzt sein kénnte, kamen im Rahmen des behdrdlichen
Ermittlungsverfahrens nicht hervor.

Wie oben im Rahmen der Beweiswtirdigung bereits dargelegt wurde, liegt im gg. Fall auch eine die physische Existenz
nur unzureichend sichernde Versorgungssituation im Herkunftsstaat, die im Einzelfall eine Verletzung der durch Art. 3
EMRK gewahrleisteten Rechte darstellen wirde (vgl. VwWGH 21.08.2001, 2000/01/0443; 13.11.2001,2000/01/0453;
18.07.2003, 2003/01/0059), nicht vor. Es kamen auch keine gravierenden Erkrankungen des BF hervor.

Durch eine Ruckfihrung in den Herkunftsstaat wirde der BF somit nicht in seinen Rechten nach Art. 2 und 3 der
Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten (Europdische Menschenrechtskonvention - EMRK),
BGBI. Nr. 210/1958 idgF, oder ihren relevanten Zusatzprotokollen Nr. 6 Uber die Abschaffung der Todesstrafe,BGBI.
Nr. 138/1985 idgF, und Nr. 13 Uber die vollstandige Abschaffung der Todesstrafe,BGBI. Ill Nr. 22/2005 idgF, verletzt

werden.

Auch konkrete Anhaltspunkte dahingehend, dass eine Rickfihrung in den Herkunftsstaat fur den Beschwerdefuhrer
als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt im Rahmen
eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wirde, sind nicht hervorgekommen.

2.5. Vor diesem Hintergrund erwies sich letztlich die Annahme des Bundesamtes, es lagen im gg. Fall keine
stichhaltigen Grunde fur die Annahme des realen Risikos einer Gefdhrdung im Sinne des § 8 Abs. 1 AsylG vor, als mit
dem Gesetz in Einklang stehend, und geht auch das BVwG in der Folge von der Zulassigkeit der Abschiebung des
Beschwerdefiihrers in seinen Herkunftsstaat aus.

2.6. Insoweit war auch die Beschwerde gegen Spruchpunkt Il. des angefochtenen Bescheides gemafl8 8 Abs. 1 AsylG
2005 als unbegriindet abzuweisen.

3.1.8 10 AsylG lautet:

(1) Eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz ist mit einer Ruckkehrentscheidung oder einer Anordnung zur
AuBerlandesbringung gemafl dem 8. Hauptstlck des FPG zu verbinden, wenn

1. der Antrag auf internationalen Schutz gemal3 88 4 oder 4a zurtickgewiesen wird,
2. der Antrag auf internationalen Schutz gemal3 8 5 zurickgewiesen wird,

3. der Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezulglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch
der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten abgewiesen wird,

4. einem Fremden der Status des Asylberechtigten aberkannt wird, ohne dass es zur Zuerkennung des Status des
subsidiar Schutzberechtigten kommt oder

5. einem Fremden der Status des subsidiar Schutzberechtigten aberkannt wird

und in den Fallen der Z 1 und 3 bis 5 von Amts wegen ein Aufenthaltstitel gemal’ § 57 nicht erteilt wird sowie in den
Fallen der Z 1 bis 5 kein Fall der 88 8 Abs. 3a oder 9 Abs. 2 vorliegt.

(2) Wird einem Fremden, der sich nicht rechtmaRig im Bundesgebiet aufhalt und nicht in den Anwendungsbereich des
6. Hauptstickes des FPG fallt, von Amts wegen ein Aufenthaltstitel gemaf3 § 57 nicht erteilt, ist diese Entscheidung mit
einer Rickkehrentscheidung gemal3 dem 8. Hauptsttick des FPG zu verbinden.

(3) Wird der Antrag eines Drittstaatsangehdrigen auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemaR 88 55, 56 oder 57
abgewiesen, so ist diese Entscheidung mit einer Ruckkehrentscheidung gemalR dem 8. Hauptstick des FPG zu


https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/8
https://www.jusline.at/entscheidung/50759
https://www.jusline.at/entscheidung/49363
https://www.jusline.at/entscheidung/42596
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1958_210_0/1958_210_0.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1985_138_0/1985_138_0.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/III/2005/22
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/8
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/8
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/10

verbinden. Wird ein solcher Antrag zurlckgewiesen, gilt dies nur insoweit, als dass kein Fall des § 58 Abs. 9 Z 1 bis 3
vorliegt.

§ 57 AsylG 2005 lautet:

(1) Im Bundesgebiet aufhaltigen Drittstaatsangehdrigen ist von Amts wegen oder auf begrindeten Antrag eine
"Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" zu erteilen:

1. wenn der Aufenthalt des Drittstaatsangehdrigen im Bundesgebiet gemal 8 46a Abs. 1 Z 1 oder Abs. 1a FPG seit
mindestens einem Jahr geduldet ist und die Voraussetzungen dafur weiterhin vorliegen, es sei denn, der
Drittstaatsangehérige stellt eine Gefahr firr die Allgemeinheit oder Sicherheit der Republik Osterreich dar oder wurde
von einem inlandischen Gericht wegen eines Verbrechens (8 17 StGB) rechtskraftig verurteilt. Einer Verurteilung durch
ein inlandisches Gericht ist eine Verurteilung durch ein auslandisches Gericht gleichzuhalten, die den Voraussetzungen
des § 73 StGB entspricht,

2. zur Gewabhrleistung der Strafverfolgung von gerichtlich strafbaren Handlungen oder zur Geltendmachung und
Durchsetzung von zivilrechtlichen Anspriichen im Zusammenhang mit solchen strafbaren Handlungen, insbesondere
an Zeugen oder Opfer von Menschenhandel oder grenziberschreitendem Prostitutionshandel oder

3. wenn der Drittstaatsangehorige, der im Bundesgebiet nicht rechtmalig aufhaltig oder nicht niedergelassen ist,
Opfer von Gewalt wurde, eine einstweilige Verfligung nach 88 382b oder 382e EO, RGBI. Nr. 79/1896, erlassen wurde
oder erlassen hatte werden kdénnen und der Drittstaatsangehdrige glaubhaft macht, dass die Erteilung der
"Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" zum Schutz vor weiterer Gewalt erforderlich ist.

(2) Hinsichtlich des Vorliegens der Voraussetzungen nach Abs. 1 Z 2 und 3 hat das Bundesamt vor der Erteilung der
"Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" eine begriindete Stellungnahme der zustandigen Landespolizeidirektion
einzuholen. Bis zum Einlangen dieser Stellungnahme bei der Behorde ist der Ablauf der Fristen gemal3 Abs. 3 und § 73
AVG gehemmt.

(3) Ein Antrag gemal3 Abs. 1 Z 2 ist als unzuldssig zurlckzuweisen, wenn ein Strafverfahren nicht begonnen wurde oder
zivilrechtliche Anspriche nicht geltend gemacht wurden. Die Behérde hat binnen sechs Wochen tber den Antrag zu
entscheiden.

(4) Ein Antrag gemal3 Abs. 1 Z 3 ist als unzuldssig zurlickzuweisen, wenn eine einstweilige Verfligung nach 88§ 382b oder
382e EO nicht vorliegt oder nicht erlassen hatte werden kénnen.

§ 58 AsylG 2005 lautet:
(1) Das Bundesamt hat die Erteilung eines Aufenthaltstitels gemal § 57 von Amts wegen zu prufen, wenn
1. der Antrag auf internationalen Schutz gemaR 88 4 oder 4a zurlickgewiesen wird,

2. der Antrag auf internationalen Schutz bezlglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch der
Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten abgewiesen wird,

3. einem Fremden der Status des Asylberechtigten aberkannt wird, ohne dass es zur Zuerkennung des Status des
subsidiar Schutzberechtigten kommt,

4. einem Fremden der Status des subsidiar Schutzberechtigten aberkannt wird oder

5. ein Fremder sich nicht rechtmaBig im Bundesgebiet aufhdlt und nicht in den Anwendungsbereich des 6.
Hauptstlickes des FPG fallt.

(2) Das Bundesamt hat einen Aufenthaltstitel gemaR 8§ 55 von Amts wegen zu erteilen, wenn eine
Ruckkehrentscheidung auf Grund des § 9 Abs. 1 bis 3 BFA-VG rechtskraftig auf Dauer fUr unzulassig erklart wurde. § 73
AVG gilt.

(3) Das Bundesamt hat Uber das Ergebnis der von Amts wegen erfolgten Prufung der Erteilung eines Aufenthaltstitels
gemal’ 88 55 und 57 im verfahrensabschlieBenden Bescheid abzusprechen.

(4) Das Bundesamt hat den von Amts wegen erteilten Aufenthaltstitel gemaf 88 55 oder 57 auszufolgen, wenn der
Spruchpunkt (Abs. 3) im verfahrensabschlieBenden Bescheid in Rechtskraft erwachsen ist. Abs. 11 gilt.
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(5) Antrage auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemafR 88 55 bis 57 sowie auf Verlangerung eines Aufenthaltstitels
gemal § 57 sind personlich beim Bundesamt zu stellen. Soweit der Antragsteller nicht selbst handlungsfahig ist, hat
den Antrag sein gesetzlicher Vertreter einzubringen.

(6) Im Antrag ist der angestrebte Aufenthaltstitel gemal 88 55 bis 57 genau zu bezeichnen. Ergibt sich auf Grund des
Antrages oder im Ermittlungsverfahren, dass der Drittstaatsangehorige fur seinen beabsichtigten Aufenthaltszweck
einen anderen Aufenthaltstitel bendtigt, so ist er Gber diesen Umstand zu belehren; 8 13 Abs. 3 AVGgilt.

(7) Wird einem Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemal3 8§ 55, 56 oder 57 stattgegeben, so ist dem Fremden
der Aufenthaltstitel auszufolgen. Abs. 11 gilt.

(8) Wird ein Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemaf3 §§ 55, 56 oder 57 zurlick- oder abgewiesen, so hat das
Bundesamt dartber im verfahrensabschlieRenden Bescheid abzusprechen.

(9) Ein Antrag auf einen Aufenthaltstitel nach diesem Hauptstlick ist als unzuldssig zurlckzuweisen, wenn der
Drittstaatsangehorige

1. sich in einem Verfahren nach dem NAG befindet,
2. bereits Uber ein Aufenthaltsrecht nach diesem Bundesgesetz oder dem NAG verflgt oder

3. gemal § 95 FPG Uber einen Lichtbildausweis fur Trager von Privilegien und Immunitaten verfigt oder gemal®s 24
FPG zur Ausliibung einer bloR voribergehenden Erwerbstatigkeit berechtigt ist

soweit dieses Bundesgesetz nicht anderes bestimmt. Dies gilt auch im Falle des gleichzeitigen Stellens mehrerer
Antrage.

(10) Antrage gemall § 55 sind als unzuldssig zuruckzuweisen, wenn gegen den Antragsteller eine
Ruckkehrentscheidung rechtskraftig erlassen wurde und aus dem begriindeten Antragsvorbringen im Hinblick auf die
Berucksichtigung des Privat- und Familienlebens gemaR § 9 Abs. 2 BFA-VG ein geanderter Sachverhalt, der eine
erganzende oder neue Abwagung gemal Art. 8 EMRK erforderlich macht, nicht hervorgeht. Antrage gemalf3 88 56 und
57, die einem bereits rechtskraftig erledigten Antrag (Folgeantrag) oder einer rechtskraftigen Entscheidung nachfolgen,
sind als unzuldssig zurtckzuweisen, wenn aus dem begrindeten Antragsvorbringen ein maligeblich geanderter

Sachverhalt nicht hervorkommt.

(11) Kommt der Drittstaatsangehdrige seiner allgemeinen Mitwirkungspflicht im erforderlichen AusmaR, insbesondere

im Hinblick auf die Ermittlung und Uberpriifung erkennungsdienstlicher Daten, nicht nach, ist

1. das Verfahren zur Ausfolgung des von Amts wegen zu erteilenden Aufenthaltstitels (Abs. 4) ohne weiteres
einzustellen oder

2. der Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels zurtiickzuweisen.
Uber diesen Umstand ist der Drittstaatsangehdrige zu belehren.

(12) Aufenthaltstitel dirfen Drittstaatsangehdrigen, die das 14. Lebensjahr vollendet haben, nur persénlich ausgefolgt
werden. Aufenthaltstitel fiur unmuindige Minderjahrige dirfen nur an deren gesetzlichen Vertreter ausgefolgt werden.
Anlasslich der Ausfolgung ist der Drittstaatsangehdrige nachweislich Uber die befristete Gultigkeitsdauer, die
Unzulassigkeit eines Zweckwechsels, die Nichtverlangerbarkeit der Aufenthaltstitel gemal? 88 55 und 56 und die

anschlieBende Méglichkeit einen Aufenthaltstitel nach dem NAG zu erlangen, zu belehren.

(13) Antrage auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemald 88 55 bis 57 begriinden kein Aufenthalts- oder Bleiberecht.
Antrage auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemal3 88 55 und 57 stehen der Erlassung und Durchfuhrung
aufenthaltsbeendender MalBnahmen nicht entgegen. Sie kdnnen daher in Verfahren nach dem 7. und 8. Hauptstlick
des FPG keine aufschiebende Wirkung entfalten. Bei Antragen auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemaR 8 56 hat das
Bundesamt bis zur rechtskraftigen Entscheidung Uber diesen Antrag jedoch mit der Durchfuhrung der einer

Ruckkehrentscheidung umsetzenden Abschiebung zuzuwarten, wenn

1. ein Verfahren zur Erlassung einer Rickkehrentscheidung erst nach einer Antragstellung gemall § 56 eingeleitet

wurde und
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2. die Erteilung eines Aufenthaltstitels gemal3 8 56 wahrscheinlich ist, woflr die Voraussetzungen des § 56 Abs. 17 1, 2
und 3 jedenfalls vorzuliegen haben.

§ 52 FPG lautet:

(1) Gegen einen Drittstaatsangehdérigen hat das Bundesamt mit Bescheid eine Rlckkehrentscheidung zu erlassen,

wenn er sich
1. nicht rechtmaRig im Bundesgebiet aufhalt oder

2. nicht rechtmaBig im Bundesgebiet aufgehalten hat und das Rickkehrentscheidungsverfahren binnen sechs Wochen
ab Ausreise eingeleitet wurde.

(2) Gegen einen Drittstaatsangehoérigen hat das Bundesamt unter einem €& 10 AsylG 2005) mit Bescheid eine
Ruckkehrentscheidung zu erlassen, wenn

1. dessen Antrag auf internationalen Schutz wegen Drittstaatsicherheit zurtickgewiesen wird,

2. dessen Antrag auf internationalen Schutz sowohl beziiglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als
auch der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten abgewiesen wird,

3. ihm der Status des Asylberechtigten aberkannt wird, ohne dass es zur Zuerkennung des Status des subsidiar
Schutzberechtigten kommt oder

4. ihm der Status des subsidiar Schutzberechtigten aberkannt wird

und ihm kein Aufenthaltsrecht nach anderen Bundesgesetzen zukommt. Dies gilt nicht fir begunstigte
Drittstaatsangehdorige.

(3) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen hat das Bundesamt unter einem mit Bescheid eine Rickkehrentscheidung zu
erlassen, wenn dessen Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemal3 88 55, 56 oder 57 AsylG 2005 zuruck- oder

abgewiesen wird.

(4) Gegen einen Drittstaatsangehorigen, der sich rechtmalig im Bundesgebiet aufhalt, hat das Bundesamt mit
Bescheid eine Ruckkehrentscheidung zu erlassen, wenn

1. nachtraglich ein Versagungsgrund gemaf3 § 60 AsylG 2005 oder § 11 Abs. 1 und 2 NAG eintritt oder bekannt wird, der
der Erteilung des zuletzt erteilten Aufenthaltstitels, Einreisetitels oder der erlaubten visumfreien Einreise
entgegengestanden ware,

2. ihm ein Aufenthaltstitel gemall 8 8 Abs. 1 Z 1, 2 oder 4 NAG erteilt wurde, er der Arbeitsvermittlung zur Verfigung
steht und im ersten Jahr seiner Niederlassung mehr als vier Monate keiner erlaubten unselbstandigen Erwerbstatigkeit
nachgegangen ist,

3. ihm ein Aufenthaltstitel gemalR 8 8 Abs. 1 Z 1, 2 oder 4 NAG erteilt wurde, er langer als ein Jahr aber kirzer als funf
Jahre im Bundesgebiet niedergelassen ist und wahrend der Dauer eines Jahres nahezu ununterbrochen keiner
erlaubten Erwerbstatigkeit nachgegangen ist,

4. der Erteilung eines weiteren Aufenthaltstitels ein Versagungsgrund (8 11 Abs. 1 und 2 NAG) entgegensteht oder

5. das Modul 1 der Integrationsvereinbarung gemald 8 9 Integrationsgesetz (IntG), BGBI. | Nr. 68/2017, aus Grunden, die
ausschlief3lich vom Drittstaatsangehdrigen zu vertreten sind, nicht rechtzeitig erfullt wurde.

Werden der Behdrde nach dem NAG Tatsachen bekannt, die eine Rickkehrentscheidung rechtfertigen, so ist diese
verpflichtet dem Bundesamt diese unter Anschluss der relevanten Unterlagen mitzuteilen. Im Fall des
Verlangerungsverfahrens gemdalR§ 24 NAG hat das Bundesamt nur all jene Umstande zu wirdigen, die der
Drittstaatsangehdrige im Rahmen eines solchen Verfahrens bei der Behdrde nach dem NAG bereits hatte nachweisen

koénnen und mussen.

(5) Gegen einen Drittstaatsangehorigen, der vor Verwirklichung des maRgeblichen Sachverhaltes auf Dauer rechtmaRig
niedergelassen war und Uber einen Aufenthaltstitel "Daueraufenthalt - EU" verfiigt, hat das Bundesamt eine
Ruckkehrentscheidung zu erlassen, wenn die Voraussetzungen gemalR § 53 Abs. 3 die Annahme rechtfertigen, dass
dessen weiterer Aufenthalt eine gegenwartige, hinreichend schwere Gefahr fur die 6ffentliche Ordnung oder Sicherheit

darstellen wirde.
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(6) Ist ein nicht rechtmaRig im Bundesgebiet aufhaltiger Drittstaatsangehdriger im Besitz eines Aufenthaltstitels oder
einer sonstigen Aufenthaltsberechtigung eines anderen Mitgliedstaates, hat er sich unverziglich in das Hoheitsgebiet
dieses Staates zu begeben. Dies hat der Drittstaatsangehorige nachzuweisen. Kommt er seiner Ausreiseverpflichtung
nicht nach oder ist seine sofortige Ausreise aus dem Bundesgebiet aus Grunden der &ffentlichen Ordnung oder
Sicherheit erforderlich, ist eine Ruckkehrentscheidung gemal’ Abs. 1 zu erlassen.

(7) Von der Erlassung einer Rickkehrentscheidung gemaR Abs. 1 ist abzusehen, wenn ein Fall des 8 45 Abs. 1 vorliegt
und ein Rlckibernahmeabkommen mit jenem Mitgliedstaat besteht, in den der Drittstaatsangehorige

zuruickgeschoben werden soll.

(8) Die Ruckkehrentscheidung wird im Fall des8 16 Abs. 4 BFA-VG oder mit Eintritt der Rechtskraft durchsetzbar und
verpflichtet den Drittstaatsangehdrigen zur unverziglichen Ausreise in dessen Herkunftsstaat, ein Transitland gemafR
unionsrechtlichen oder bilateralen Ruckibernahmeabkommen oder anderen Vereinbarungen oder einen anderen
Drittstaat, sofern ihm eine Frist fur die freiwillige Ausreise nicht eingerdumt wurde. Im Falle einer Beschwerde gegen
eine Ruckkehrentscheidung ist 8 28 Abs. 2 Bundesgesetz Uber das Verfahren der Verwaltungsgerichte
(Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz - VwGVG), BGBI. | Nr. 33/2013 auch dann anzuwenden, wenn er sich zum

Zeitpunkt der Beschwerdeentscheidung nicht mehr im Bundesgebiet aufhalt.

(9) Mit der Ruckkehrentscheidung ist gleichzeitig festzustellen, ob die Abschiebung eines Drittstaatsangehdrigen
gemal’ 8 46 in einen oder mehrere bestimmte Staaten zuldssig ist. Dies gilt nicht, wenn die Feststellung des Drittstaats,

in den der Drittstaatsangehdrigen abgeschoben werden soll, aus von ihm zu vertretenden Griinden nicht méglich sei.

(10) Die Abschiebung eines Drittstaatsangehdrigen gemaR § 46 kann auch Uber andere als in Abs. 9 festgestellte

Staaten erfolgen.

(11) Der Umstand, dass in einem Verfahren zur Erlassung einer Rickkehrentscheidung deren Unzuldssigkeit gemali8 9
Abs. 3 BFA-VG festgestellt wurde, hindert nicht daran, im Rahme

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at
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